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Zürich

Tötungsdelikt Die Stadtpolizei Zü-
rich ist am Donnerstagnachmit-
tag zu einer Wohnung in einem
Mehrfamilienhaus an der Froh-
burgstrasse im Zürcher Kreis 6
gerufen worden. Dies nachdem
die Mieter starken Verwesungs-
geruch festgestellt hatten und
den Hausbesitzer informierten.
Die ausgerückten Polizisten fan-
den eine 62-jährige Frau. Die
ebenfalls aufgebotene Sanität
von Schutz & Rettung Zürich
konnte nur noch den Tod der
Wohnungsmieterin feststellen.

Aufgrund der vorgefundenen
Situation und von ersten Er-
kenntnissen gehen Polizei und
Staatsanwaltschaft von einem
Tötungsdelikt aus. Die Todesur-
sachewird von Ärzten des Insti-
tuts fürRechtsmedizin abgeklärt.
Die Spurensicherung führten
Spezialisten des Forensischen
Instituts Zürich durch.

Nun übernehmen die Staats-
anwaltschaft I für schwere Ge-
waltkriminalität und die Kan-
tonspolizei Zürich die Ermittlun-
gen. Zurzeit erteilten sie keine
weiteren Auskünfte, wie es auf
Anfrage heisst.

Drei Schreie gehört
Ein Hausbewohner sagt, dass er
vor rund einer Woche Schreie
«wie in einem Horrorfilm» ge-
hört habe. Eine Frau habe drei-
mal geschrien, als ob sie Hilfe
brauchen würde. Dann sei es
wieder ruhig gewesen. ImMehr-
familienhaus hat es acht Einzim-
merwohnungen. Das Haus ist
umfassend renoviertworden.Die
62-jährige Schweizerin habe erst
seit einem Monat in der Woh-
nung gelebt, sagt derHausbesit-
zer aufAnfrage. Er habe die Frau
als fröhlich und aufgestelltwahr-
genommen.

Wurde sie erstochen?
Auch der 24-jährige Sohn der
Verstorbenen kann sich nicht
vorstellen, dass seineMutterPro-
bleme gehabt hatte. DasVerhält-
nis zu ihremEx-Mann sei gut ge-
wesen,wird er im «Blick» zitiert.
Die Mutter sei am Freitag vor
einer Woche das letzte Mal auf
Whatsapp online gewesen. Das
könnte zur Wahrnehmung des
Nachbarn passen, der damals
laute Schreie gehört hatte. Laut
«20 Minuten» ist sie vermutlich
erstochenworden, habe der Sohn
gesagt.

Die Frau stammte ursprüng-
lich aus Kamerun, lebte aber
schon lange in der Schweiz. Sie
war geschieden und hatte einen
Sohn und eine Tochter.

Stefan Hohler

Polizei findet tote
Frau inWohnung
im Kreis 6

ANZEIGE

Stadt sucht Profis für Verkauf
der AKW-Aktien

Vor drei Jahren haben die Stadt-
zürcher Stimmberechtigten den
Ausstieg aus der Kernenergie bis
2034 beschlossen. Zugleich
erteilten sie dem Stadtrat die
Kompetenz, die Beteiligungen des
Elektrizitätswerks EWZ an zwei
AKW-Betreiberinnen zu verkau-
fen. Weil die Stadt bei beiden
Gesellschaften nur Minderheits-
aktionärin ist, kann sie nicht selber
über die Abschaltung der AKW
entscheiden. Das Ziel des Kern-
energieausstiegs bis 2034 lässt
sich laut dem Stadtrat daher nur
mit dem Verkauf der städtischen
Beteiligungen an der Kernkraft-
werk Gösgen-Däniken AG und an
der Aktiengesellschaft für Kern-
energiebeteiligungen Luzern
erreichen. Dieser Verkauf stelle
aber ein «ausgesprochen an-
spruchsvolles und hürdenreiches
Geschäft» dar, weshalb das EWZ
Hilfe von externen Fachleuten
benötige.

Vor zwei Jahren beantragte
der Stadtrat dem Gemeinderat,
dafür 2,8 Millionen Franken zu
bewilligen. Im März 2018 bewilligte
der Gemeinderat allerdings
lediglich 2,2 Millionen. Erst jetzt,
nochmals ein Jahr später, beginnt
die Suche nach den externen
Verkaufsprofis, wie aus der
Ausschreibungsplattform Simap
hervorgeht. Dort sucht das EWZ
seit wenigen Tagen ein Beratungs-
unternehmen, «das einerseits
weltweit mögliche Käufer eruiert
und deren Kaufinteresse abfragt
und andererseits, sofern die
Chancen für einen Verkauf als
intakt eingeschätzt werden, das
EWZ im darauffolgenden Ver-
kaufsprozess unterstützt.» Die
Bewerbungsfrist läuft bis 25.Okto-
ber. Das externe Beratungsunter-
nehmen soll ab Januar 2020 tätig
werden. (mth)

Martin Huber

Der Zürcher Stadtrat versucht
mit allen Mitteln aus der Atom-
energie auszusteigen. So will es
das Stimmvolk. Und dennoch
sitzt die grüne Stadträtin Karin
Rykart seit Juni 2018 zusammen
mit FDP-Stadtrat Michael Bau-
mer im 17-köpfigenVerwaltungs-
rat derKernkraftwerk GösgenAG
(KKG). Ausserdem vertritt EWZ-
Direktor Marcel Frei die Stadt
Zürich, diemit 15 Prozent an der
KKG beteiligt ist und deshalbAn-
spruch auf dreiVerwaltungsrats-
sitze hat.

Die erklärteAtomkraftgegne-
rin Karin Rykart sieht in ihrem
Atom-Mandat keinen Wider-
spruch zu ihrer Haltung: «Ich
vertrete im VR die Stadt Zürich
und deren Ziele, die ich richtig
finde: den Ausstieg aus der
Atomkraft. Das ist dem Verwal-
tungsrat bekannt.» Rykart beteu-
ert, nicht zur Übernahme des
Mandats gezwungen worden zu
sein. Der Stadtrat habe sie be-
wusst in den KKG-Verwaltungs-
rat abgeordnet, «geradeweil ich
kritisch gegenüberderAtomkraft
eingestellt bin». Zuerst sei sie
skeptisch gewesen, ob sie die ge-
eignete Person dafür sei. «Aber
unterdessen bin ich überzeugt,
dass es richtig ist, dass im VR
Gösgen kritische Stimmen ver-
treten sind.» Die Arbeit in dem
Gremium erlebe sie als «interes-
sant», weil sie Einblick in eine
Welt erhalte, die sie vorher we-
nig gekannt habe.

Möglichst lange amNetz
Doch der Grundkonflikt bleibt:
Als Politikerin treibt Rykart den
Atomausstieg voran, als KKG-
Verwaltungsrätin ist sie dagegen
verpflichtet, die Interessen des
Unternehmens zu wahren und
für dessen wirtschaftlichen Er-
folg zu sorgen. Zwar sieht die
Energiestrategie 2050 des Bun-
des vor, dass keine neuen AKW
mehr gebaut werden. Die be-
stehenden dürfen aber so lange
weiterlaufen, wie sie als sicher
gelten. Die KKG will indes mög-
lichst lange amNetz bleiben,wie
aus ihrer Website klar hervor-
geht: «Der Verzicht auf 40 Pro-
zent Kernenergie gleicht einem
Experiment, das nicht im Inter-
esse der Versorgungssicherheit
sein kann und auch unseren
Wohlstand gefährdet.» Verwal-
tungsratspräsident Michael
Wider betont im neuesten Ge-
schäftsbericht die Bedeutung der
Kernenergie, gerademit Blick auf
die aktuelle Klimadiskussion.
«Allein die CO2-Bilanz der Kern-
energie pro Kilowattstunde ge-
bietet, dass sie als klimaneutra-
le Stromerzeugungstechnologie
in der Diskussion bleibt.»

Rykart ist sich des Wider-
spruchs bewusst. «Es ist der Spa-
gat, den ichmachenmuss.» Kein
Unternehmen, das von der poli-
tischen Grundstimmung abhän-
gig sei, könne erfolgreich sein,
wenn es die Stimmen der Politik
nicht in die strategischen Über-
legungen einfliessen lasse.

Der KKG-Verwaltungsrat sel-
ber hält sich zur Personalie Ry-
kart bedeckt. Auf Anfrage teilte
eine Sprecherin lediglich mit,

Mitglieder einesVerwaltungsrats
seien an die Rechte und Pflich-
ten entlang der einschlägigen
Gesetzgebung gebunden. Der
Verwaltungsrat setze sich dafür
ein, dass das Kraftwerk sicher,
zuverlässig und wirtschaftlich
betriebenwerden kann.Die ent-
sprechenden Beschlüsse habe
der Verwaltungsrat in der Ver-
gangenheit immer gefällt und
werde dies auch in Zukunft tun.

4200 FrankenHonorar
Für ihrEngagement imKKG-Ver-
waltungsrat bezog Karin Rykart
vergangenes Jahr rund 4200
Franken Honorar. Für das lau-
fende Jahr wird es wegen häufi-
gerer Sitzungen rund das Dop-
pelte sein. Stadträte müssen
Mandatshonorare ab einem Be-

trag von 20000 Franken an die
Stadtkasse abliefern. Über dar-
unterliegende Beträge können
sie frei verfügen.

Peter V. Kunz, Professor für
Wirtschaftsrecht an derUni Bern,
ist erstaunt über das KKG-Ver-
waltungsratsmandat derZürcher
Stadträtin. Es sei zwar wichtig,
dass nicht nurBranchenexperten
in Verwaltungsräten sitzen, da-
mit dort neuartige Perspektiven
hineinkommen.Aber eineAtom-
gegnerin imVR eines Kernkraft-
werks sei fast schonwidersinnig:
«Wie wenn ein Befürworter der
BankenverstaatlichungUBS-Ver-
waltungsratwürde oder eineVe-
ganerin Verwaltungsrätin beim
Fleischverarbeiter Bell.»

Kunz bezweifelt, dass Rykart
effizient als KKG-Verwaltungsrä-
tin arbeiten kann. Ihre politische
Überzeugung von einem mög-
lichst schnellenAtomausstieg sei
kaum vereinbar mit der Pflicht
zur Wahrung der Gesellschafts-
interessen. Im Verwaltungsrat
gehe es bei jedem Geschäft um
die Kernenergie, da gerate Rykart
in einen «permanenten Interes-
senkonflikt». Kunz: «An ihrer
Stellewürde ich den Stadtrat bit-
ten, mich zu ersetzen.»

Von einem «veritablen Interes-
senkonflikt» spricht auch Silvan
Felder, Inhaber der VR Manage-
ment AG, der Verwaltungsräte
schult und vermittelt. «Rykart
wird immer zwei Hüte tragen.»
In einem Punkt könne das Man-
dat jedoch Sinn ergeben:Weil der
langfristige Atomausstieg be-
schlossen sei, müsse sich das
AKWzwingendmit diesem Sze-
nario befassen. Hier könne es
hilfreich sein, wenn jemand im
Verwaltungsrat sagen kann,wie
sich das volkswirtschaftlich am
besten regeln lässt. Felder weist
zudem auf ein grundlegendes
Problem in Verwaltungsräten
von Energieunternehmen hin.
Weil diese meist öffentlichen
Institutionen gehören, sitzen im
Verwaltungsrat von Amtes we-
gen viele Politiker. Diese hätten
oft keine Ahnung von der Bran-
che,was «nie zweckdienlich ist».

Die Partei nimmts hin
Viel Verständnis für die eigene
Stadträtin zeigt Grünen-Präsi-
dent Felix Moser. Rykart vertre-
te eine kritische Stimme im von
Vertretern derAtomlobby domi-
nierten Gremium. Zudem sei sie
nicht die erste Grüne imVerwal-

tungsrat eines Atomenergie-
Unternehmens.Vor einigen Jah-
ren war Regierungsrat Martin
Graf Mitglied im Axpo-Verwal-
tungsrat. Interessenkonflikte
gibt es lautMoser immerwieder,
wenn die Stadt bei Unternehmen
Beteiligungen hat oder im Ver-
waltungsrat vertreten ist. So stel-
le sich etwa bei Energie 360 die
Frage, ob die Gasversorgung
noch zu den CO2-Zielen der Stadt
passe, oder bei der FlughafenAG,
ob es nicht Widersprüche zur
Klimapolitik gebe.

AuchHauri im Atom-VR
Neben Rykart muss noch ein
weiterer Zürcher Stadtrat einen
Atom-Spagat meistern: Der
GrünliberaleAndreas Hauri sitzt
zurzeit im Verwaltungsrat der
Aktiengesellschaft für Kernener-
gie-Beteiligungen Luzern, eben-
falls zusammen mit Michael
Baumer. Hauri, der den Atom-
ausstieg persönlich ebenfalls be-
fürwortet, äussert sich ähnlich
wie Rykart: «Als Verwaltungsrat
kann ich aktiv die Ziele der Stadt
Zürich, den Ausstieg aus der
Atomkraft bis 2034, im VR ver-
treten und auch kritische Anlie-
gen deponieren.»

Karin Rykartmacht einen
Atomkraftwerk-Spagat
Doppelrolle Als grüne Politikerin treibt Karin Rykart den Ausstieg aus der Atomenergie voran. Gleichzeitig sitzt
die Stadträtin im Verwaltungsrat des Kernkraftwerks Gösgen. Wirtschaftsrechtler wundern sich.

Die Stadt Zürich darf höchstens noch bis 2034 Atomstrom beziehen. Foto: Martin Rütschi (Keystone)

Grüne Stadträtin Karin
Rykart. Foto: Keystone
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